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Weltweite Tendenzen marktorientierter Bildungsreformen
Internationale Bildungsvergleiche lenken unsere Blicke auf weltweite Tenden¬
zen, die Ansätze zu marktorientierten Bildungsreformen erkennen lassen. Die¬
se Wahrnehmung wird dadurch bestätigt, daß diese in der Praxis von Schulen
und anderen Bildungseinrichtungen zu beobachtenden Ansätze durch empiri¬
sche Untersuchungen und, noch mehr, durch theoretische Überlegungen ver¬
stärkt werden, in denen sich Bildungsökonomen und Bildungssoziologen zu¬
gunsten einer Marktsteuerung im gesamten Bildungswesen ausgesprochen ha¬
ben. Beispiel für diese Denkrichtung ist die Studie von Chubb und Moe, die
1990 unter dem Titel Politics, markets and America's schools erschienen ist
(Chubb/Moe 1990). Sie sei bereits zu Beginn meiner Ausführungen genannt,
weil sie seither immer wieder in der internationalen Literatur zitiert und kom¬
mentiert worden ist; in Deutschland hat vor allem Weiss die Aufmerksamkeit
auf diese Studie gelenkt, die „den Anspruch erhebt, den empirischen Nachweis
für die Überlegenheit eines marktgesteuerten Schulwesens liefern zu können"
(Weiss 1993, S. 72).
Neben der Diskussion, die zum Verhältnis von Staat und Markt im Bildungs¬
wesen geführt wird, sind im vergangenen Jahrzehnt zahlreiche Schriften, vor
allem in Form von Aufsätzen, sowohl in theoretisch als auch in praktisch orien¬
tierten Zeitschriften veröffentlicht worden, in denen dieses Kernthema den
Rahmen für spezielle Stellungnahmen und Untersuchungen zu konkreten Bil¬
dungsreformen bildet. Aus der mittlerweile nicht mehr zu übersehenden Fülle
der Veröffentlichungen lassen sich folgende Schwerpunkte - unterhalb des
Kernthemas - herausdestillieren:
- die freie Schulwahl durch Eltern und Schüler anstelle der weithin praktizier¬
ten Schulzuweisung durch Behörden (im weitesten Sinn dieses Wortes),
beispielsweise durch örtliche oder soziale Restriktionen;
- die Förderung privater Bildungseinrichtungen, welche gegenüber öffentli¬
chen Schulen Ansprüchen größerer Effektivität und Effizienz entsprechen
sollen;
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- der Rückzug des Staates aus seiner dominierenden, wenn nicht sogar mono¬
polartigen Steuerungsfunktion.
Sowohl in den grundsätzlichen Diskussionen über das Kernthema als auch in
den empirisch untermauerten oder auch nur diskursiv vorgetragenen Argumen¬
tationen zu den einzelnen Themen geht es immer wieder um einen Paradigmen¬
wandel im Hinblick auf die Funktionsbestimmung von Schule und Bildung,
nämlich hinweg von der durch kollektive Bedürfnisse bedingten Steuerung,
deren Träger und Sachwalter der Staat ist, zu einer Steuerung, die sich durch
individuelle Bedürfnisse legitimiert und deren Befürworter die Auffassung
vertreten, daß hierfür eine Orientierung an marktwirtschaftlichen Prinzipien als
der sinnvollste Weg erscheint. Die Wurzeln dieses Paradigmenwandels liegen in
unterschiedlicher Prioritätensetzung hinsichtlich des Standortes des Menschen
im Gesellschaftssystem und in dessen Subsystemen und der damit verbundenen
Werte. Der Mensch wird primär als homo oeconomicus gesehen, zu dessen
Entwicklung ein Bildungswesen beitragen soll, das auf die Förderung meßbarer
und in der beruflichen Praxis umsetzbarer Leistungen sowie, in bezug auf seine
Finanzierung, auf ökonomische Effizienz ausgerichtet ist.
Berichte über marktorientierte Reformen oder, besser gesagt, Projekte und
Vorschläge zu solchen erreichen uns aus allen Kontinenten. Dabei fällt auf, daß
solche Gedanken und Wünsche gegenwärtig in besonders auffälliger Weise in
Ländern artikuliert werden, deren Bildungssysteme vor noch nicht langer Zeit
durch staatlich monopolisierte und planwirtschaftlich dirigierte Mechanismen
gesteuert wurden. So ist aus den postkommunistischen Staaten Ost- und Mittel¬
europas der Ruf nach marktorientierten Reformen zu vernehmen. Ihre Ver¬
fechter sehen sie dort vielfach als Heilmittel, das geeignet sei, die durch den
Zusammenbruch der Planwirtschaften obsolet und dysfunktional gewordenen
Bildungseinrichtungen zu „modernisieren" und den Bedürfnissen der Markt¬
wirtschaft anzupassen.
Weitere Indizien dieser Strömung sind Maßnahmen zur Deregulierung der
Verwaltungsstrukturen sowie die Privatisierung von Bildungsangeboten in
Form selbständiger Privatschulen außerhalb des öffentlichen Bildungssystems,
in beachtlicher Zahl aber auch innerhalb öffentlicher Bildungseinrichtungen.
Beispielsweise ist aus Rußland, aber auch aus Polen die Praxis bekannt, daß
Universitäten innerhalb ihrer Mauern Ausbildungsgänge für Studierende an¬
bieten, die aufgrund der erlassenen Selektionsbestimmungen keine Zulassung
zum regulären Studium erhalten haben und statt dessen Kurse belegen können,
zu deren Besuch Gebühren, teilweise in erheblicher Höhe, verlangt werden. Die
Konzipierung und Planung dieser privaten Ausbildungsgänge intra muros oblie¬
gen denselben Professoren und Dozenten, die in ihrem Hauptberufim öffentli¬
chen Sektor ihrer Bildungseinrichtungen tätig sind. Die aus den Gebühren
kommenden Einnahmen helfen den Universitäten, ihre häufig desolaten Infra-
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strukturenzu verbessern und zugleich ihren Lehrenden Gehaltsaufbesserungen
zu ermöglichen, welche die regulären und überdies oftmals unregelmäßig ge¬
zahlten Gehälter um ein Mehrfaches übersteigen.
Marktorientierte Bildungsaktivitäten spielen auch in der Volksrepublik Chi¬
na eine wachsende Rolle; sie spiegeln die zunehmende Bedeutung wider, die
dem Markt in der Wirtschaftsentwicklung zuerkannt wird, und werden von den
verantwortlichen Leitern der Nationalen Bildungskommission offensichtlich
nicht als im Widerspruch zu der ideologischen Steuerung und Kontrolle der
Bildungsinhalte stehend angesehen. Auch in China erscheint die Marktorientie¬
rung in doppelter Form: zum einen in der Gründung privater Schulen und
Universitäten,vielfach durch Zuwendungen aus Hongkongundvonim Ausland
lebenden Chinesen; zum anderen in der Förderung des „Marktes" im staatli¬
chen Schulwesen, vor allem im berufsbildenden Sektor, in dem die Auszubilden¬
den gewinnbringende Produkte herstellen. Darüber hinaus aber ergreifen auch
allgemeinbildende Schulen, Universitäten und Forschungsinstitute, wo immer
die infrastrukturellen Bedingungen dies zulassen, die Möglichkeiten zu zusätz¬
lichen Einnahmen auf dem „freien Markt": durch die Vermietung von Räumen,
die Unterhaltung oder Verpachtung von Restaurants oder die Einrichtung von
Taxidiensten.
Während diese „marktwirtschaftlichen" Aktivitäten mit einer marktorien¬
tierten Steuerung im strengen Sinne kaum etwas zu tun haben und primär eher
dem Aspekt der spontanen Kompensierung unzureichender staatlicher Leistun¬
gen zuzuordnen sind, gilt in „westlichen" Gesellschaften zunehmende Aufmerk¬
samkeit dem geplanten Einbau marktorientierter Steuerungen in das Bildungs¬
system, so paradox der Terminus geplant in diesem Zusammenhang erscheinen
mag. Für Japan gilt dies insbesondere für den Universitätsbereich, in dem
private Einrichtungen seit der „Modernisierung" vor 100 Jahren weit an erster
Stelle vor den „nationalen" (einstmals „kaiserlichen") Universitäten stehen;
1990 mit 72% (von Kopp 1993, S. 130). Weitere Beispiele für den „marktorien¬
tierten Weg" sind Australien und Neuseeland. Auch in Westeuropa hat, wie das
Beispiel Deutschland zeigt, das Interesse an marktorientierten Bildungsrefor¬
men zugenommen, wofür der 15. Kongreß der Deutschen Gesellschaft für
Erziehungswissenschaft ein deutliches Indiz ist. In diesem Zusammenhang sei
Boyds Bemerkung zitiert, daß das Konzept „inzwischen sogar in so unwahr¬
scheinlichen Gegenden wie Schweden auftaucht (seit langem eine Bastion der
Idee des Wohlfahrtsstaates)" (Boyd 1993, S. 55f.). Im kontinentalen Westeuropa
ist das Interesse an marktorientierten Strategien freilich eher gedämpft und
zurückhaltend. Dies ist auf das lange und, im ganzen gesehen, wirksame Enga¬
gement des modernen Staates im Bildungswesen zurückzuführen, worauf ich
später zurückkommen werde.
Die Wortführer marktorientierter Bildungsreformen wie ebenso die meisten
Initiatoren entsprechender bildungspolitischer Strategien und unmittelbar pra-
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xisbezogener Aktivitäten finden sich in den Vereinigten Staaten und in Groß¬
britannien, wobei Boyds Aussage zuzustimmen ist, daß „das Marktmodell ei¬
gentlich in den USA beheimatet" ist (ebd.). Boyd hat die Gemeinsamkeiten der
jüngsten Entwicklungen in beiden Bildungssystemen vergleichend analysiert,
zugleich aber auch auf die Unterschiede aufmerksam gemacht. Seine Analyse
der Gemeinsamkeiten bezieht sich auf die politischen Rahmenbedingungen
während der 80er Jahre.
In den USA wurden unter den Präsidentschaften von Ronald Reagan und
George Bush die freie Schulwahl und der Bau von privaten, gewinnorientierten
Schulen propagiert. Die öffentliche Unterstützung in der Politik ist vor allem
durch den vom damaligen Secretary of Education, Lamar Alexander, im April
1991 erstellten Bildungsplan dokumentiert worden; er wurde unter dem Titel
America 2000: The President's education strategy veröffentlicht (The White
House 1990; Best 1993, S. 12f.). In Großbritannien ist die marktorientierte
Bildungspolitik mit der Regierung Margaret Thatchers unmittelbar verknüpft,
die sich in ihrer gesamten Politik von Milton Friedmans neoklassischer Wirt¬
schaftstheorie motivieren ließ und sich unmittelbar als Premierministerin für die
Durchsetzung ihrer bildungspolitischen Vorstellungen engagierte, wenn auch
mit mehrmals wechselnden Bildungsministern.1 Im Zentrum von Margaret
Thatchers Bildungspolitik, die von ihrem Nachfolger, John Major, bislang im
wesentlichen fortgesetzt worden ist, stand die Verabschiedung des Bildungsre¬
formgesetzes im Jahre 1988, in dem der marktorientierte Wettstreit zwischen
Schulen als wichtiges Desiderat hervorgehoben ist. Dazu zitiere ich einen Auszug
aus dem Times Educational Supplement vom 25. Oktober 1991, der die Inten¬
tionen des Gesetzes treffend wiedergibt. Der Zweck der Reformen wird darin
als Schaffung eines „konsumentengeleiteten Marktes" beschrieben, „in dem die
Schulen um Schüler dadurch werben, daß sie versuchen, die besten Güter und
eine große Vielfalt an Wahl anzubieten. Unter diesem Marktmechanismus wer¬
den Schulen, welche scheitern, an die Wand gedrückt werden. Für die Schulen
aber,welche bleiben,wird dieses neue System ihre Kraft mehren und ihren Status
erhöhen" (Times Educational Supplement 1991, S. 11; Thomas 1994, S. 41).
Die Zitierung der Beispiele sollte genügen, um die gegenwärtige Bildungs¬
entwicklung auf dem „globalen Markt" zu exemplifizieren. Sie scheinen einen
„Aufbruch zu neuen Ufern" anzuzeigen, doch haben Kritiker zu Recht darauf
hingewiesen, daß die Umsetzung neoklassischer Markttheorien in Bildungs¬
politik und vor allem Bildungspraxis bereits in ihren konkreten Ansätzen sub¬
stantiell relativiert ist. Diese Aussagen sind an folgenden Kriterien zu über¬
prüfen:
1 Das Wort Bildungsminister wird an dieser Stelle nur gebraucht, um die Analogie zum politischen
System in Deutschland herzustellen. In Großbritannien werden die Ministerien (Departments) von
Secreatries of State geleitet.
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1) Auch in den USA und in Großbritannien entsprechen
die Entwicklungen im
Bildungswesen während der vergangenen 15 Jahre nicht einmal
marktwirt¬
schaftlichen Konzeptionen, „in denen der Marktmechanismus das vorherr¬
schende Ordnungsprinzip darstellt" (Haffner 1971, S. 290), geschweige das
ausschließliche. Die auch in den erwähnten beiden „Pionierstaaten" markt¬
gesteuerten Bildungsreformen gehorchen nach wie vor
den Mechanismen
staatlicher Steuerung, die keineswegs nur auf Marktversagen zurückzuführen
sind, sondern darüber hinaus auch auf dem Grundsatz beruhen,
daß Bildung
und Erziehung zu den „Gemeinschaftsbedürfnissen" zählen, welche
in der
Gesellschaft „durch individuelle Nachfrage nicht oder nur ungenügend wirk¬
sam werden und deshalb auf Märkten nicht gedeckt werden können" (Haff¬
ner 1971, S. 291). So können die bisherigen Ergebnisse dieser „neuen
Bil¬
dungspolitik" bestenfalls in Beziehung zu gemischten Wirtschaftsformen ge¬
setzt werden.
2) In allen Staaten, in denen freie Schulwähl und
Wettbewerb der Schulen als zu
erstrebende Strategien zugunsten von Qualitätssicherung und Effizienzstei¬
gerung angesehen werden, vollziehen sich
die entsprechenden Programme
im wesentlichen innerhalb der staatlichen Finanzierung. Selbst die Program¬
me des „Aussteigens" (opting out) öffentlicher Schulen aus der Trägerschaft
und Verwaltung durch die Local Education Authorities in England
sowie die
von GeorgE Bush in der letzten Phase seiner Präsidentschaft
vertretene
freie Wahl zwischen öffentlichen und privaten Schulen beziehen bzw. bezo¬
gen sich auf Reformen „zugunsten
eines marktgetriebenen Systems von
staatlich unterstützten öffentlichen und privaten Schulen" (Boyd 1993, S. 64).
Von Marktmechanismen kann unter diesen Rahmenbedingungen nur für den
Bereich gesprochen werden, in dem Schulen über
zusätzliche Einkünfte
verfügen, die ihnen eine im Vergleich zu den öffentlichen
Schulen bessere
Ausstattung und gegebenenfalls auch eine höhere Lehrerbesoldung ermögli¬
chen. Bei einer Zuordnung von Schulen zur Kategorie einer marktwirtschaft¬
lichen Orientierung muß auch berücksichtigt werden,
daß Marktmechanis¬
men nicht nur durch das Vorhandensein von Anbietern und Nachfragern
bedingt sind, sondern auch durch die wirtschaftlichen Bedingungen
des Kau-
fens und Verkaufens und insbesondere durch die Preise. Wenn
aber der Staat
selbst durch Belohnung von Leistungen (von Schülern und Schulabsolven¬
ten) eine Wettbewerbssituation herstellt, ist zu bezweifeln,
ob man dann von
„marktorientierter" Steuerung sprechen kann.
3) Internationale Bildungsvergleiche zeigen, daß
marktorientierte Bildungsre¬
formen und administrative Deregulierungen keineswegs ausschließen
kön¬
nen, daß zur gleichen Zeit von staatlicher Bildungspolitik Eingriffe
in das
Bildungswesen vorgenommen werden, die dessen
Strukturen und Inhalte
betreffen. Boyd hat zu Recht daraufhingewiesen,daß man in Großbritannien
dazu neige, „marktgerechte freie Auswahl im Bildungsbereich
mit Privilegien
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zu assoziieren; mit privaten, unabhängigen Schulen; mit der Tradition der
selektiven Grammar Schools; sowie mit Abschaffung des Gesamtschulcha¬
rakters der staatlichen Sekundärschulen und einer Wiedereinführung selek¬
tiver Schulen" (Boyd 1993, S. 58).
Schließlich ist in diesem Zusammenhang das National Curriculum zu erwäh¬
nen, das als Pendant zu den marktorientierten Abschnitten
des Bildungsre¬
formgesetzes vom Jahre 1988 politisch und ideologisch motivierte
Intentio¬
nen markiert und, wie die bisherige Entwicklung gezeigt hat, der Regierung
wesentliche, von früheren Regierungen nicht beanspruchte Möglichkeiten
der Einflußnahme auf die Bildungsinhalte, beispielsweise im Fach Geschich¬
te, gegeben hat (Thomas 1994, S. 41).
4) Das US-amerikanische Beispiel weist auf eine grundlegende Frage hin,
die
sich u.a. bei externer Einflußnahme auf Strukturen und Inhalte im Bildungs¬
wesen auswirkt. Es geht um die Verwendung des Begriffs „staatlich" für den
so bezeichneten Status des Bildungssystems. „Staatlich" wird von mir in
diesem Beitrag im weitesten Wortsinn gebraucht und bezieht sich keineswegs
nur auf zentrale Steuerungsstrukturen, sondern schließt auch föderative, re¬
gionale und lokale Mechanismen ein. Daß dabei von lokalen Steuerungen
oft
erheblichere Einwirkungen auf das Schulgeschehen ausgehen können als
durch Eingriffe des „weiten Zaren", wäre an vielen Fällen zu demonstrieren.
Gegenüber der Verwendung des Begriffs „staatlich" für den Status des
Bil¬
dungssystems in seiner Gesamtheit und seine Steuerungsmechanismen kenn¬
zeichne ich den Status einzelner Schulen als „öffentlich", weil in diesen
Begriff Einrichtungen auf den verschiedenen zentralen und lokalen Ebenen
einzuschließen sind.
Historischer Rückblick
Daß im Vergleich zur englischsprachigen Welt die Rezeption der Marktideolo¬
gie im Bildungswesen des kontinentalen Europas offensichtlich bisher langsa¬
mer und, was die Einstellungen sowohl der für die Bildungspolitik Verantwort¬
lichen als auch die öffentliche Meinung betrifft, zurückhaltender verlaufen ist,
erklärt sich durch die Verankerung des staatlichen Monopols im Bildungswesen,
das, von einigen Ausnahmen abgesehen, durch zentrale Regierungs- und Ver¬
waltungsagenturen gesteuert und überwacht wird. Die föderalistische Struktur
im Bildungswesen der deutschen Bundesstaaten bzw. Bundesländer, die mehr
als 300 Jahre alt ist, kann unter diesem Aspekt nur als Sonderfall gelten, weil die
einzelnen Bildungssysteme ihrerseits über zentrale Verwaltungsstrukturen ver¬
fügten.
Das Staatsmonopol im Bildungswesen kann als eine der wichtigsten Vorkeh¬
rungen des modernen Staates im kontinentalen Europa
betrachtet werden.
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Wenn heute die postkommunistischen Staaten Mittel- und Osteuropas stärker
von britischen und vor allem amerikanischen Gedanken einer Marktorientie¬
rung des Bildungswesens beeinflußt werden als der Westen des Kontinents, so
ist dies auf die Umbrüche seit Ende der 80er Jahre zurückzuführen; dieser Trend
ist im wesentlichen durch die Abkehr von den vorausgegangenen rigiden For¬
men staatlicher und ideologischer Planung zu erklären.
Wenden wir uns nun dem kontinentalen Europa als Ganzem zu: Das
18. Jahrhundert begründete das moderne Bildungswesen als eine Begleit¬
erscheinung des entstehenden modernen Staates in bezug auf Verwaltung,
Rechtsprechung und Militärwesen. Ein sichtbares Ergebnis dieser Entwick¬
lung war die Schulpflicht, die grundsätzlich alle Kinder und Jugendlichen in¬
nerhalb eines Staates erfaßte. Wir haben in diesem Rückblick zwei Hauptströ¬
mungen zu identifizieren, von denen die Entwicklungen in den übrigen Staa¬
ten Europas mehr oder weniger stark geprägt wurden. Sie werden durch zwei
Varianten verkörpert, die sich in der Bildungsgeschichte wiederfinden. Die
eine - „mitteleuropäische" - Variante hat ihre Wurzeln im einstigen Heiligen
Römischen Reich Deutscher Nation. Die Vorläufer dieser Initiative waren im
17. Jahrhundert protestantische Fürsten; sie repräsentieren die gemeinsame
Anstrengung von Protestantismus und entstehendem absolutistischen Staat.
Fortgesetzt wurden diese Schulinitiativen im 18. Jahrhundert vor allem durch
Preußen und das Habsburgerreich. Sichtbares Zeichen dieser Entwicklung, in
der sich nunmehr Absolutismus, Merkantilismus und Aufklärung miteinander
verbinden, sind die umfassenden Schulgesetze der preußischen Könige und
der Kaiserin Maria Theresia.
Die zweite Variante ist mit der Geschichte der Französischen Revolution und
Napoleons I. verknüpft. Dem Gesetzentwurf, den Antoine de Condorcet 1792
der Nationalversammlung vorlegte, war zwar keine Zeit zur Umsetzung in die
Schulwirklichkeit vergönnt, doch hat er die geistigen Grundlagen der französi¬
schen Schule bis heute mitgeprägt und mit dem in ihm enthaltenen Gesamt¬
schulkonzept überdies in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine Renais¬
sance erlebt. Viel wirksamer jedoch erwies sich die Bildungspolitik Napoleons
I., insbesondere sein Dekret vom 17. März 1808, in dem er festlegte, daß das
staatliche Bildungswesen der Universität unterstellt werde, die ihrerseits zwei
Jahre zuvor als Kaiserliche Universität mit dem Staatsmonopol ausgestattet
worden war. Ungeachtet der späteren gesetzlichen und administrativen Modi¬
fikationen hat Napoleons Modell einer zentralistischen Organisation und Ver¬
waltung das französische Bildungswesen bis zum heutigen Tage in seinen
Grundzügen bestimmt.
Sowohl von der „mitteleuropäischen" als auch von der „napoleonischen"
Variante sind wesentliche Impulse auf die Konstituierung und Entwicklung der
Bildungssysteme in ganz Europa ausgegangen: von Preußen und der Habsbur¬
germonarchie nach Nord- und Osteuropa, von Frankreich nach Italien und auf
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die Pyrenäenhalbinsel. Die Entstehung eigenständiger katholischer Schulsekto¬
ren in Frankreich, Italien und Spanien haben an dem Staatsmonopol insofern
nichts Grundsätzliches geändert, als nicht nur die Finanzierung weitgehend vom
Staat besorgt wird, sondern auch die Regelungen betreffend Schulpflicht,
Schulstrukturen, Bildungszeiten und Prüfungen von den zentralen Staatsorga¬
nen vorgenommen werden. Die Entwicklung der Schulpflicht und der Aufbau
von Bildungssystemen, die im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert große
Effektivität entfalteten, erklären, daß im kontinentalen Europa bis in die jüng¬
ste Zeit Bildungsreform und Bildungsexpansion mit dem modernen Staat iden¬
tifiziert werden.
Die Entwicklung in der englischsprachigen Welt ist demgegenüber anders
verlaufen. Hier entwickelten sich bereits vor der absolutistischen Initiative auf
dem Kontinent Schulen in Gemeinschaften, deren politische Strukturen in
partizipativen Prinzipien gründeten. Dies gilt beispielsweise für die Schulpolitik
der Presbyterianer in Schottland, die auf die Grundlagen der Ideen des schotti¬
schen Reformators John Knox zurückgeht, sowie für die Gründung des Har¬
vard College, des Vorläufers der Harvard University, im Jahre 1638 und von
Schulen im Commonwealth (Staat) of Massachusetts. Der General Court dieses
Gemeinwesens erließ 1642 ein Dekret, das man insofern als den Beginn einer
Unterrichtspflicht, wenn auch nicht einer Schulpflicht ansehen kann. In ihm
wurden nämlich die Gemeinden verpflichtet, Sorge dafür zu tragen, daß alle
Kinder die Fähigkeit erlangen sollten, „zu lesen und die Prinzipien der Religion
und der grundlegenden Gesetze dieses Landes zu verstehen" (zit. nach Miller
1965, S. 9). Dieses Dekret des General Court des Staates Massachusetts sollte
man freilich nicht als zentralstaatliches Dekret im kontinentaleuropäischen
Sinne verstehen, weil es sich, wie die Schulpolitik der Presbyterianer in Schott¬
land, auf integrative, Staat und Kirche umfassende Vorstellungen stützte, die im
nonkonformistischen Protestantismus verwurzelt waren.
Der Bezug auf diese Bildungsinitiativen ist im Rahmen unserer Betrachtun¬
gen insofern von Wichtigkeit, als er zugleich einen Schlüssel zur Entwicklung
des Bildungswesens in England liefert, die bis zum Bildungsgesetz vom Jahre
1870 ohne direktes staatliches Engagement vor sich ging. Zu erwähnen ist für
den Elementarschulsektor die im Jahre 1808 vollzogene Gründung der beiden
rivalisierenden Schulgesellschaften,nämlich der von Joseph Lancaster gegrün¬
deten British and Foreign School Society als der Organisation der nonkonfor¬
mistischen Freikirchen und der National Society for Promoting the Education
of the Poor in the Principles of the Established Church, welche Andrew Bells
Initiative entsprang und die von der Staatskirche (Church of England), nicht
aber von der britischen Regierung unterhaltenen Schulen leitete (Curtis 1963,
S. 208). Das Bildungsgesetz vom Jahre 1870 ist nicht nur wegen des ein Jahrzehnt
zuvor eingeleiteten, vergleichsweise späten Eingreifens des Staates in das Bil¬
dungswesen historisch bedeutungsvoll, sondern auch wegen der Begründung,
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die ihm von seinem Initiator, dem Unterstaatssekretär WE. Forster, gegeben
wurde.
Forster bekannte sich nämlich zu der Formel „fill the gaps" (Lücken füllen),
womit er sich für den bis in das frühe 20. Jahrhundert gültigen Grundsatz
aussprach, daß der Staat nur dann als Gründer von Schulen
in Erscheinung
treten solle, wenn die nichtstaatliche Öffentlichkeit (dies bedeutete
damals
insbesondere die Kirchen) dazu nicht in der Lage sei. Beispielhaft für diese
Einstellung, mit der selbst der „Reformer" Forster in der
Tradition steht, ist die
Rede, in der er u.a. folgendes ausführte: „Das erste Problem lautet:
wie können
wir das Land mit guten Schulen versorgen? Nun, bei der Lösung
des Problems
müssen wir gewiß den Bedingungen treu bleiben, die, wie ich glaube,
die ehren¬
werten Mitglieder auf beiden Seiten des Hauses, nämlich
Konservative und
Liberale, anerkennen werden. Vor allem dürfen wir nicht
die Pflicht der Eltern
vergessen. Ferner dürfen wir nicht
unsere Pflicht gegenüber unseren Wahlbezir¬
ken und unseren Steuerzahlern vergessen ... Und drittens müssen
wir bedacht
sein, beim Aufbau nicht zu zerstören
- nicht das bestehende System zu zerstö¬
ren, während wir ein neues einführen.
Mit der Lösung dieses Problems muß, im
Hinblick auf die Erreichung unseres Ziels, die kleinstmögliche Ausgabe
öffent¬
licher Gelder verbunden sein, das äußerste Bemühen, bestehende
und wirksa¬
me Schulen nicht zu verletzen, sowie der sorgfältige Verzicht darauf, die Eltern
zu ermuntern, ihre Kinder zu vernachlässigen (d.h. also, die Obhut
anderen
aufzulasten) ... Unser Ziel ist die Ergänzung des gegenwärtigen freiwilligen
Systems, Lücken zu füllen, öffentliches Geld zu sparen,
wo immer dies gesche¬
hen kann, möglichst die Unterstützung der Eltern zu gewinnen und,
soweit wie
möglich, die Mitarbeit und Hilfe der wohltätigen
Menschen zu begrüßen, die
ihren Nachbarn helfen wollen" (Curtis 1963, S. 275f.).
Das Bildungswesen in Großbritannien hat dann zwischen
1870 und 1980 zwar
eine wachsende Einflußnahme des Staates erfahren, doch überließ
die Regie¬
rung ihre Kompetenzen weitestgehend den
Local Educational Authorities und
beschränkte sich auf die Ausführung der vom Parlament verabschiedeten
Rah¬
mengesetze. Die Bildungspolitik von Margaret
Thatcher und John Major
knüpft dagegen hinsichtlich der Steuerung und Finanzierung
des Bildungswe¬
sens, jedenfalls grundsätzlich und tendenziell, an die einstige
Politik der „Lük-
kenfüllung" an, und wiederbelebt worden ist die Berufung
auf die Belange des
Steuerzahlers und des Staatshaushalts. Eine analoge Interpretation erlaubt das
Gegenstück des Bildungsreformgesetzes, das National Curriculum,
das auf die
staatliche Kontrolle des Curriculums in den sechziger Jahren des 19. Jahrhun¬
derts zurückverweist (Lawton 1988, S. 21). In den Vereinigten Staaten
lassen in
jüngster Zeit die Bestrebungen der National
Standards Movement vergleichba¬
re Ansätze zu einer Vereinheitlichung des Curriculums
- in einem ansonsten
marktorientierten Bildungswesen - erkennen (Struggling for Standards
1995).
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Markt, Staat und Öffentlichkeit im Spiegel ordnungspolitischer Aussagen
Der Einblick in die britische Schulgeschichte im 19. Jahrhundert läßt zwei
wichtige Probleme sichtbar werden, die für die gegenwärtigen Auseinanderset¬
zungen über das Verhältnis von Staat und Markt im Bildungswesen von höch¬
ster Relevanz sind. Zum einen kann Forsters Hinweis auf die Berücksichtigung
des Steuerzahlers und die Sparsamkeit in der Ausgabe öffentlicher Gelder als
Plädoyer für eine marktorientierte Bildungspolitik gedeutet werden. Die Gren¬
zen einer solchen Deutung sind freilich dadurch gegeben, daß in seinem Kom¬
mentar nicht ein Bildungswesen zur Diskussion steht, dessen Entscheidungen
von selbständigen Konsumenten getroffen und koordiniert werden, sondern von
Institutionen, deren Legitimität metapolitisch und metaökonomisch begründet
und der des modernen Staates historisch vorgeordnet ist. Als solche repräsen¬
tieren diese Gemeinschaften im modernen Staat - heute allerdings in Konkur¬
renz mit nichtreligiösen Gemeinschaften - Ansprüche einer Öffentlichkeit, de¬
ren Existenz und Status weder vom Staat noch vom Markt abzuleiten sind oder
zumindest mit keinem von beiden kongruieren. Diese Feststellung führt uns im
folgenden Exkurs zu den ordnungspolitischen Aussagen dreier prominenter
Denker, die sowohl in der Nationalökonomie als auch in der Philosophie ange¬
siedelt sind, nämlich Adam Smith, John Stuart Mill und Milton Friedman.
Ich beziehe mich in diesem Exkurs hauptsächlich auf Osterwalders gedan¬
kenreiche, anregende und gründliche Studie (1993), in der er sich mit dem
ordnungspolitischen Konzept der klassischen und neoklassischen Nationalöko¬
nomie in ihrem Bezug zu Unterricht und Schule auseinandersetzt. Zuvor sei an
den zu Beginn seiner Abhandlung gegebenen Hinweis auf das Eintreten des
schweizerischen Liberalismus zu Beginn des 19. Jahrhunderts für ein staatlich¬
öffentliches Schulsystem erinnert. Ich erwähne ihn an dieser Stelle deswegen,
weil er zugleich die bis in die 70er Jahre des 20. Jahrhunderts reichende Politik
des deutschen und, um ein weiteres Beispiel zu nennen, des italienischen Libera¬
lismus impliziert. In dieser liberalen Konzeption verband sich das grundsätzli¬
che Monopol des Marktes im Wirtschaftssystem durchaus mit dem Gestaltungs¬
anspruch des Staates im Bildungswesen, weil das liberale Bürgertum die Ein¬
schränkung der geistigen Freiheit weniger von der politischen Macht des
konstitutionellen Staates als von den Ansprüchen der „älteren", nämlich kirch¬
lichen Monopolträger befürchtete. In Europa ist diese Konstellation mittlerwei¬
le obsolet geworden, wodurch jüngste neoliberale Thesen zum Abbau des
Staatsmonopols auch in Deutschland verständlich werden.
Den Hinweis auf den „Fall" des schweizerischen Liberalismus hat Osterwal-
der als unmittelbaren Einstieg in sein Hauptthema gewählt. Kern seiner Ana¬
lyse ist das Verhältnis des „Regelsystems Macht", das durch den Staat repräsen¬
tiert wird (nachdem sich Staat und Kirche weitgehend arrangiert haben), zum
„Regelsystem Markt". Zunächst befaßt er sich mit Adam Smith's grundlegen-
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den Gedanken zum Verhältnis von Markt und Staat im Bildungswesen. Smith
habe eine Überlegenheit der Marktregulierung gegenüber der staatlichen
Steuerung konstatiert, sei dann aber zu dem Urteil gelangt, daß dem Staat
die
Aufgabe zukomme, „die Versorgung des Volkes mit Erziehungsbestandteilen
zu
übernehmen, weil gerade der Markt diese Versorgung nicht nötig macht"
(Osterwalder 1993, S. 89). Zur Erläuterung gebe ich Osterwalders
Zitat aus
Adam Smith' Hauptwerk An Inquiry into the Nature and Causes ofthe Wealth
ofthe Nations (1776) wieder: „Selbst wenn der Staat gar keine Vorteile von
dem
Unterrichte der niederen Volksklassen hätte, verdiente es doch seine größte
Aufmerksamkeit, daß sie nicht ganz ohne Unterricht blieben. Aber der Staat
zieht in der Tat keinen kleinen Nutzen davon ... Je unterrichteter sie sind, desto
weniger sind sie den Verführungen der Schwärmerei und des Aberglaubens
preisgegeben ... Überdies betragen sich unterrichtete und verständige
Leute
immer anständiger und ordentlicher als unwissendes und dummes Volk" (Smith
Bd.2,1924, S. 385). Adam Smith geht es demnach darum,daß der Staat Aufgaben
übernehmen muß, die sowohl in seinem eigenen Interesse als auch in dem seiner
Bürger liegen - Aufgaben nämlich, die mit marktorientierten Strategien
nicht
zu leisten sind. Wir stoßen hier auf die Argumentation des Marktversagens, die
sich seit Adam Smith in der gesamten Literatur der klassischen und neoklassi¬
schen Nationalökonomie auffinden läßt und erklärt, daß auch die gegenwärti¬
gen neoklassischen Verfechter
einer marktorientierten Bildungspolitik den
Staat aus seinen Verpflichtungen für das Bildungswesen nicht entlassen wollen.
Im Fortgang seiner Überlegungen gelangt Adam Smith aber auf eine
höhere
Argumentationsstufe, von der her er sich mit der Bedeutung von Unterricht
und
Schule für die Gewährleistung und Fortentwicklung der gesellschaftlichen Mo¬
ral auseinandersetzt. Dazu die schlüssige Interpretation Osterwalders: „Ent¬
scheidend für diese gesellschaftliche Moral ist, daß sie im gesellschaftlichen
Umgang, jenseits von Interesse und Nutzen, d.h. im Bereich
von Rationalität
und dementsprechend von Universalität, zustande kommt, sich selbst
durch
Distanzierung konstituiert... Gesellschaftliches Leben wird damit
weder durch
den Leviathan Staat noch durch den Markt allein bestimmt, sondern durch den
rationalen Verkehr der Menschen untereinander als ,impartial spectators'. Da¬
mit wird nichts anderes angesprochen als die Öffentlichkeit der ,civil society'
und deren Funktionieren nach den Kriterien der Rationalität, nach dem Code
von wahr/falsch und richtig/falsch. Moral und Wissenschaft oder Kultur und
Wissen fallen im Bereich der Öffentlichkeit in eins zusammen" (Osterwalder
1993, S. 95). Osterwalder hat somit in seiner Analyse Adam Smith
als einen
liberalen Philosophen und Ökonomen identifiziert, dessen Reflexionen
über
Bildung und Schule nicht im engen Schema der Polarität von
Staat und Markt
gesehen werden dürfen. Auch wenn Smith neben den beiden Regelsystemen
Staat/Macht und Markt/Preis nicht das institutionelle Modell für einen „unpar¬
teiischen Beobachter" in der Öffentlichkeit entwickelt habe, erweise sich sein
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Ansatz nicht nur als gedanklich relevant, sondern auch als politisch aktuell.
Osterwalder trifft sich in dieser Interpretation mit Gedanken, die Dieckheuer
(1995) anläßlich der Rektoratsübergabe an der Universität Münster am
5. Oktober 1994 äußerte. Dieser sieht wohl positive Elemente in der jüngsten
marktorientierten Bildungsdiskussion, betont aber ebenso die Notwendigkeit
einer Verpflichtung des Staates für das Bildungswesen, nicht nur aufgrund
bereits erwähnten Marktversagens, sondern auch wegen der Bedeutung der
Bildung als eines öffentlichen Gutes; seine Gedanken expliziert er dabei an
einer Gegenüberstellung von Adam Smith und Wilhelm von Humboldt. Er
weist darüber hinaus auch auf die „Funktion von Bildung als eines meritori-
schen Gutes hin (dessen Nutzen von den Bürgern eines Gemeinwesens nicht
oder nicht ausreichend erkannt wird und das deshalb im Interesse des allgemei¬
nen Wohls vom Staat bereitgestellt werden sollte" (ebd. 1995, S. 11).
Osterwalder, zu dem wir zurückkehren, verweist in seiner fortlaufenden
Gedankenführung zunächst auf John Stuart Mill, der Adam Smith' Gedanken
auf das Argument des Marktversagens als Legitimierung staatlicher Interventi¬
on reduziert und der Regierung nur die Organisation der Elementarschule
zuerkennen will, während für alle weiteren Schulstufen der Staat nur mit der
Festlegung der Standards betraut werden soll (Osterwalder 1993, S. 100).
In der Gegenwart hat Milton Friedman, der wichtigste Vertreter der neo¬
klassischen Ökonomie, die Kompetenz des Marktes für das Bildungswesen
bekräftigt. Er knüpft an die erwähnten Aussagen von Smith und Mill an, wobei
er freilich über deren Begründungen zum Verhältnis Markt - Staat nicht hinaus¬
geht. Staatsinterventionen in die Wirtschaft lehnt er nämlich nicht einfach ab,
auch wenn er verlangt, daß rein ökonomische Kriterien herangezogen werden,
wenn ein Marktversagen festgestellt werden sollte. Die Staatsintervention solle
sich für das Bildungswesen darauf beschränken, daß an die direkten Nachfrager
Bildungsgutscheine (vouchers) auszuteilen seien, die sie bei Anbietern, die ihren
Wünschen entsprechen, frei einlösen könnten. Ferner nimmt Friedman eine
kategoriale Trennung zwischen beruflicher und staatsbürgerlicher Bildung vor.
Nur für letztere erkennt er dem Staat das Recht zu, Entscheidungen zu treffen,
die nicht an marktkonforme Regelungen gebunden sind. Er begründet dies
damit, daß die Gesellschaft als Ganzes aus staatsbürgerlicher Erziehung Nutzen
ziehe: „Die Erziehung meines Kindes trägt auch zu deinem Wohlstand bei,
indem es für eine stabile demokratische Gesellschaft sorgt. Es ist daher nicht
sinnvoll, bestimmte Individuen (oder Familien), die von der Erziehung Vorteile
hatten, herauszunehmen und sie für die Dienste, die sie in Anspruch genommen
haben, zur Zahlung aufzufordern" (Friedman 1971, S. 116; zit. nach Osterwal¬
der 1993, S. 102). Von einem Regelsystem „Öffentlichkeit" ist, wie bei Mill,
auch bei Friedman nicht die Rede. Dies ist letztendlich dadurch zu erklären, daß
für ihn „ökonomische Freiheit" einen vorrangigen Wert besitzt. Er bekennt sich
zwar gleichermaßen auch zu „humaner" und zu „demokratischer Freiheit", wie
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ich seinen Ausführungen auf einem Vortrag in Hongkong im Dezember 1993
selbst entnehmen konnte; er äußerte aber in diesem Vortrag zugleich seine
Überzeugung, daß beide nur auf der Grundlage ökonomischer Freiheit gedei¬
hen könnten. In der darauffolgenden Diskussion knüpfte er daran das Argu¬
ment, daß für ihn die in Hongkong erst in der Spätestphase der britischen
Herrschaft eingeführten demokratischen Partizipationsformen unbedeutend
seien gegenüber der dort hochentwickelten Freiheit marktwirtschaftlichen
Handelns.
Ich breche hier meinen Exkurs ab und wende mich nunmehr den Folgerun¬
gen zu, welche aus den Aussagen der klassischen und neoklassischen Ökonomie
für die Einschätzung der gegenwärtigen Beziehungen zwischen Staat und
Markt im Bildungswesen zu ziehen sind.
Aspekte gegenwärtiger Bildungspolitik
Bereits meine einführenden Betrachtungen dürften einen Einblick in die welt¬
weiten Tendenzen gegeben haben, welche die Vertreter marktorientierter Bil¬
dungsreformen auf dem Vormarsch zeigen. Die positiven Auswirkungen dieser
Tendenzen auf das Bildungswesen sollte auch derjenige, der ihnen skeptisch
gegenübersteht, nicht negieren. Dies betrifft insbesondere den Umgang mit
finanziellen und materiellen Ressourcen in Zeiten, in denen die Mittel der
öffentlichen Haushalte trotz hoher Steuerlasten für die Bevölkerung knapper
werden. Daß bei der Verwendung dieser Ressourcen an Schulen Maßstäbe
angelegt werden, wie sie für Wirtschaftsbetriebe seit langem gelten, braucht
auch bei Pädagogen keine Ängste auszulösen. Gutachten, wie sie beispielsweise
mit dem KiENBAUM-Bericht in Nordrhein-Westfalen vorgelegt worden sind
(Kienbaum 1991), verdienen daher gebührliche Beachtung bei Strategien, de¬
nen es um den Ressourcenbereich im Bildungswesen geht. Auch das Eindringen
des Marktes in den Personalmarkt des Bildungswesens ist einer eingehenden
Betrachtung wert.
Die historische Bedeutung des modernen Staates für den Aufbau und die
Entwicklung von Schulen für alle heranwachsenden Bürger ist unbestritten.
Dieser Würdigung ist freilich entgegenzuhalten, daß die Entwicklung des staat¬
lichen Bildungswesens mit einem progressiven Wachstum der Bürokratie ein¬
hergegangen ist. Diese hat allenthalben das Schulwesen mit einem Netz von
Vorschriften und Regelungen überzogen, die auch im demokratischen Staate
die pädagogischen Möglichkeiten der Schule immer stärker eingeengt haben.
Unter diesem Aspekt kommt den Diskussionen theoretischer und praxisbezo¬
gener Art über Autonomie im Schulwesen und ihrer Umsetzung in die Schul¬
wirklichkeit sowie der Förderung von Privatschulen großes Gewicht zu. Auch
der Beamtenstatus der Lehrer steht auf dem Prüfstand. Wie die Beobachtung
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der internationalen Bildungslandschaft zeigt, sind jedoch gewichtige Bedenken
gegen eine vorbehaltlose Betrachtungsweise in bezug auf die Verknüpfung
dieser Plädoyers mit der „Marktfrage" anzumelden.
Häufig wird unabsichtlich - indes häufig genug auch absichtlich - übersehen,
daß Autonomie und Privatschulwesen nicht notwendigerweise mit Marktsteue¬
rung kongruieren. Erfahrungen zeigen, daß Deregulierungsmaßnahmen, die zur
Autonomie regionaler und lokaler Agenturen sowie einzelner Schulen führen,
auch in einem staatlich gesteuerten und finanzierten Bildungswesen möglich
sind, falls es gelingt, die entsprechenden legislativen und partizipativen Kon¬
trollmechanismen zu effektivieren und vor allem auch Beratungsdienste in die
Schulentwicklung einzubeziehen. Auch ist in diesem Zusammenhang an die
erwähnte - volle oder zumindest weitgehende - staatliche Finanzierung von
Privatschulen zu erinnern. Zu dieser Problematik ist sowohl die Erziehungswis¬
senschaft als auch die Bildungsökonomie um präzise Klärungen gebeten.
Es ist ferner erstaunlich, wie viele Vorschläge zu marktorientierten Bildungs¬
reformen ohne die Berücksichtigung soziokultureller und kulturpsychologischer
Faktoren vorgetragen werden. Einstellungen zu Schule, Bildung und Wissen¬
schaft und zu deren Verhältnis zum Subsystem Wirtschaft unterliegen großen
Varianzbreiten, welche durch historische Entwicklungen, die zur Entfaltung von
Mentalitäten geführt haben, bedingt sind. Dazu folgendes Beispiel: In dem von
der Weltbank veröffentlichten Bericht: Russia: Education in the Transition (vom
Dezember 1995) werden zu Recht die „unpassenden Strukturen für eine
Marktökonomie" identifiziert (Russia 1995, S. 5). In den Überlegungen zu kurz-
und längerfristigen Reformstrategien wird daraufhin eine ganze Reihe von
Vorschlägen unterbreitet, welche unter dem Aspekt der Marktorientierung der
systemimmanenten Schlüssigkeit nicht entbehren. Demgegenüber überraschen
die optimistischen Schlußfolgerungen, in denen unrealistische Erwartungen
hinsichtlich einer Umsetzung der Strategien in einem Lande gezogen werden,
in dessen gesamter Geschichte demokratische Traditionen und bürgerliche
Mentalitäten nicht verankert sind.
Zweifel sind auch an der von Milton Friedman vertretenen Trennung von
staatsbürgerlicher und beruflicher Bildung angebracht. Sie richten sich nicht
gegen die kategoriale Differenzierung der beiden Lernbereiche, die sowohl
unter kulturellen als auch didaktischen Gesichtspunkten sinnvoll ist, wohl aber
dagegen, daß er die Verantwortung für die beiden Bereiche in dezidierter Form
auf Staat und Markt verteilt. Eine solche rigide Differenzierung widerspricht
beispielsweise allen Vorstellungen von einer umfassenden, integrativen Men¬
schenbildung, in die sowohl „allgemeine", d.h. auch staatsbürgerliche als auch
„berufliche" Elemente eingeschlossen sind. Vor einer Überschätzung der posi¬
tiven Auswirkungen einer Marktsteuerung im Bildungswesen ist um so mehr zu
warnen, als in unserer Lebenswelt die einzelnen Bereiche menschlicher Tätig¬
keit und Verantwortlichkeit immer mehr ineinander verflochten werden, Beruf-
138
liches und Staatsbürgerliches ineinandergreifen und im Laufe des individuellen
Lebens auch einander ablösen. Die immer wichtiger werdende Einbeziehung
einer Vorbereitung heranwachsender Menschen auf die Verkraftung von zeit¬
weiliger Arbeitslosigkeit in ihrem Bildungs- und Erziehungsprozeß ist in der
neoklassischen Ökonomie überhaupt nicht bedacht, von den sozialpsychologi¬
schen Komponenten dieser Aufgabe ganz zu schweigen.
Schließlich richtet sich unser Blick auf das Eindringen von Marktmechanis¬
men in neue Bereiche in der sich entwickelnden Informations- und Kommuni¬
kationsgesellschaft. Ich zitiere hierzu folgende Ausführungen eines australi¬
schen Bildungsforscherteams: „Märkte gründen nicht auf der Annahme der
Fairneß oder Gleichheit. Während ihre Befürworter den Anspruch erheben, es
gebe einen allgemeinen Nutzen von konkurrierendem Eigeninteresse, argu¬
mentieren sie auch, daß diejenigen, welche den Regeln gemäß spielen und im
Spiel am besten sind, die größten Belohnungen verdienen. Letztendlich arbei¬
ten Märkte gemäß der Logik des Profits nur in gewissen Interessengruppierun¬
gen, und sie lassen zu, daß die .Schwachen' an die Wand gedrückt
werden. Sie
arbeiten, um eine selbstsüchtige, individualistische Kultur zu produzieren, in
welcher der wichtigste moralische Imperativ die Belohnung ist, nicht das ge¬
meinschaftliche Wohl. Natürlich haben darauf kritische Politikanalytiker eine
Zeitlang nachdrücklich hingewiesen. Nichtsdestoweniger wird diese Argumen¬
tation aufrechterhalten und unterstützt. Wir befürchten überdies, daß postmo¬
derne Märkte im Bildungswesen neue Formen von Ungerechtigkeit, die sich
wesentlich von den oben erwähnten unterscheiden, sowohl erzeugen als auch
verbergen. Wir befürchten, daß manche dieser Ungerechtigkeiten sogar noch
schwerer zu identifizieren sein werden, weil die globalen Märkte, welche sie
erzeugen, außerhalb des Staates stehen und
daher außerhalb der normalen
Kanäle der Korrektur. In mancher Hinsicht haben wir es hier mit einem Teufel
zu tun, den wir nicht kennen. Oder kennen wir ihn in einer
anderen Form?
Geben uns die Operationen der internationalen Geldmärkte einen Hinweis?
Im postmodernen finanziellen ,Dschungel' ist der Markt ein Räuber. Er sieht
sich nach einer verwundbaren Währung um und schlägt sie gnadenlos wie eine
Kobra" (Kenway u.a. 1993, S. 120).2
Hinkson, ebenfalls ein australischer Bildungsforscher, hat 1991 folgende
Merkmale postmoderner Märkte identifiziert, nämlich
a) rasche und weitreichende Transaktionen, welche durch Informationstechno¬
logien ermittelt werden;
b) Assimilation von früheren marktfreien Sphären des Lebens als Ergebnis der
technologischen Intervention;
c) die zentrale Position des Bildes, bewirkt durch die Massenmedien;
2 Zum letzten Satz vgl. den Artikel: Knightly and fay. The age, Sunday Extra, 18. January 1986, S. 3.
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d) eine dramatische Zunahme des Warenflusses im Bereich kultureller Produk¬
tionen und Eigenproduktionen (Hinkson 1991, S. 117).
Das Eindringen der durch die modernen Informationstechnologien und Kom¬
munikationsstrukturen geförderten Postmodernität in das Bildungswesen ist
insofern in unsere Betrachtungen als wesentlicher Gesichtspunkt mit einzube-
ziehen, als in diesem Prozeß und als Folge dieses Prozesses der einzelne Staat
als Regelungsmechanismus zunehmend obsolet wird und, solange keine über¬
nationalen Regelungsmechanismen bestimmt und mit Macht ausgestattet wer¬
den, dem Markt das Monopol der Steuerung überläßt.
Ausblick
Am Ende unserer Betrachtungen gelangen wir zu der im Beitragstitel enthalte¬
nen Frage: Sind Staat und Markt als Gegner, Konkurrenten oder Partner anzu¬
sehen? Die Antwort lautet generell in allen drei Fällen: ja - doch bedarf sie der
folgenden Erläuterung.
Gegner sind sie, wenn sich ihre Vertreter als Inhaber von Monopolen begreifen,
die ihre Kontrahenten aus der Steuerung des Bildungswesens ausschließen
wollen.
Partner könnten sie zum Nutzen des Bildungswesens werden, wenn ihre Vertre¬
ter zur Zusammenarbeit bereit sind und ihre Eigenständigkeit und Eigenwer¬
tigkeit gegenseitig respektieren.
In jedem Fall treten beide, wie zumindest die Geschichte der vergangenen
beiden Jahrhunderte gezeigt hat, einander als Konkurrenten gegenüber.
Eine solche Konkurrenz kann das Bildungswesen befruchten, freilich nur dann,
wenn sich der Staat zu humanen und demokratischen Werten verpflichtet, den
schützenden Rahmen für zivilgesellschaftliche Autonomien schafft und sich als
offen gegenüber der Weltgesellschaft begreift. Das gleiche gilt aber auch für den
Markt, der nicht aus seinen Bindungen an die Grundwerte der Menschenrechte
und Demokratie entlassen werden darf. Sonst warten auf uns Entwicklungen,
wie sie in den folgenden Gedanken anklingen, mit deren Äußerung wir noch
einmal das schon zitierte australische Forscherteam zu Worte kommen lassen:
„Bildung ist nicht ein Praxisfeld, das außerhalb seines Kontextes stünde. Sie hilft
zu gestalten, wird durch jenen Kontext gestaltet und enthält somit Spuren des
Alten und des Neuen sowie des Dazwischenliegenden. Dasselbe kann über
Märkte im Bildungswesen gesagt werden. Auch sie sind ein Zeichen ihrer Zeiten
... Einige, entweder gänzlich oder partiell, sind ein Zeichen ,neuer Zeiten',
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postmoderner Zeiten - Zeiten, die uns noch nicht bekannt sind.
Nichtsdestowe¬
niger scheint es, daß wir uns ,inmitten des Bauches dieses
Monsters' befinden
..." Auf diese eher resignativen Gedanken folgt jedoch eine Besinnung auf die
tätige Auseinandersetzung mit der bedrohlichen Herausforderung; „Unser ge¬
genwärtiges Problem besteht darin, gründlicher zu verstehen, was
wir sind und
womit wir konfrontiert werden. Indessen hoffen wir, auch fähig zu sein, über den
radikalen Pessimismus hinauszugehen und uns im Gespräch anderen Dingen
zuzuwenden, wie beispielsweise den Bildungsmöglichkeiten und gegenläufigen
politischen Entwicklungen innerhalb der postmodernen Bildungsmärkte
..."
(Kenway et al. 1993, S. 120).3
An dieser Stelle kommt amEnde die Öffentlichkeit oder die Zivilgesellschaft,
von der Adam Smith bereits gesprochen hat, wieder in unsere Betrachtung. Sie
ist keine Wunderwaffe und ist nicht voraussetzungslos. Sie beruht nämlich auf
derFähigkeit und Chance ihrer Bürger, sich in Freiheit zu entfalten
und zugleich
zivilgesellschaftliche Kooperationen einzugehen, die nur unter den Bedingun¬
gen eines demokratischen Staates
und eines sich nicht als wertfrei verstehenden
Marktes gedeihen können. So führt uns dieser Ausblick auf Gedanken zurück,
die wir bei Adam Smith finden, wenn wir ihn nicht nur als Nationalökonomen,
sondern auch als Staats- und Moralphilosophen begreifen. Aber auch Wilhelm
von Humboldt erhält seinen Platz in diesen Überlegungen, weil seine Bildungs¬
reform in übergreifende politische und gesellschaftliche Reformen eingebettet
war, die „nicht zuletzt vom liberalen Gedankengut Adam Smith'
beeinflußt"
waren (Dieckheuer 1995, S. 2). Letztlich können Markt und Staat
in Freiheit
und Humanität nur dann gedeihen, wenn in ihren Regelungsmechanismen die
Bildung als ein öffentliches Gut anerkannt ist und Pädagogen
sie als solches zum
Maßstab ihres Denkens und Handelns machen können
- und dürfen.
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